




Hagen Albers

Onlinewahl-
kampf 2009

D er Wahlkampf in Deutschland findet
seit Jahren verstärkt im Internet statt.

Parteien und Politiker 1 integrieren Online-
maßnahmen in ihre
Kampagnen. Sie nut-
zen verschiedene Ka-
näle und passen ihr
Engagement bei der
Wähleransprache über
das Web dem anhal-
tenden technologi-
schen Wandel an. Ver-
änderungen des ge-
sellschaftsübergreifen-

den Kommunikationsverhaltens spielen dabei
ebenso eine Rolle wie neue Möglichkeiten
der Sozialisierung über das Web. Auch im Su-
perwahljahr 2009 wandten sich die Parteien
den technischen Neuerungen zu und bezogen
moderne Instrumente in ihre Wahlkampfakti-
vitäten ein.

Doch den Fortschritten ihrer Auftritte im
Internet zum Trotz mussten sich die politi-
schen Akteure seit Beginn des Jahres mangeln-
de Mobilisierungsfähigkeit der über das Inter-
net erreichbaren Bürger vorwerfen lassen.
Hauptursache für diese meist durch Journali-
sten geäußerte Kritik ist der Vergleich deut-
scher Wahlkämpfe mit dem Präsidentschafts-
wahlkampf von Barack Obama im Jahr 2008.
Im längsten und teuersten Wahlkampf in der
Geschichte der USA gelang es Obamas Wahl-
kampfteam, große Teile der Bürger zur
Stimmabgabe für ihren Kandidaten zu mobili-
sieren. 2 Doch ein Vergleich zwischen deut-
schen und amerikanischen Wahlkämpfen ist
nur ernst zu nehmen, wenn zugleich auf wich-
tige strukturelle Differenzen verwiesen wird.
Unterschiedliche Medien-, Wahl- und Partei-
ensysteme müssen bei Gegenüberstellungen
ebenso Berücksichtigung finden wie Abwei-
chungen bei der politischen Spendenbereit-
schaft, Parteienfinanzierung und Internetnut-
zung. 3 Darüber hinaus gelten in den USA an-
dere Datenschutzgesetze, politische Rituale,
Traditionen und Symbole. 4

Der deutsche Onlinewahlkampf 2009 ist
deshalb am ehesten bundesweiten Wahl-
kämpfen früherer Jahre gegenüberzustellen.
Auffällig ist, dass sich politische Akteure ei-
nerseits den Umgang mit technischen Innova-
tionen erst noch aneignen mussten. Soziale
Netzwerke wie Facebook oder StudiVZ, aber
auch Mikrobloggingdienste wie Twitter bil-
deten zu Beginn des Jahres eine Anzahl von
Versuchsfeldern, die es zu erproben galt.
Auch das Management parteieigener, stetig
wachsender Unterstützernetzwerke musste
erlernt werden. Andererseits setzten die meis-
ten Parteien gewohnte Onlineangebote wie
beispielsweise Newsletter, Spiele oder Down-
loadangebote seit Beginn der Wahlkampfpla-
nungen Ende 2008 routiniert um. Gleich
mehrere Parteien warben größere Spenden-
summen über das Internet ein. Bündnis 90/
Die Grünen, SPD, Linke und FDP waren er-
folgreich mit Plakatspendenaktionen, bei
denen die Bürger über das Internet Standorte
von Wahlplakaten bestimmen konnten. Au-
ßerdem erhielten die meisten Parteienwebsei-
ten ein zeitgemäßes Design und wurden via
Suchmaschinenmarketing beworben. Das Ne-
gative Campaigning, das nicht für die eigenen
Personen oder Konzepte wirbt, sondern statt-
dessen Unzulänglichkeiten und Schwächen
anderer Parteien thematisiert und hervorhebt,
wurde professionalisiert.

Unter anderem generierten die Wahlkampf-
zentralen exklusiv für das Netz aufwendig
produzierte Videoclips, die den politischen
Gegner angriffen. Internet-Videoportale wie
YouTube waren wichtige Kampagneninstru-
mente, um Bewegtbildnachrichten, ungefiltert
von anderen Medien, an die Bürger zu richten.
Die direkte und interaktive Kommunikation
zwischen Bürgern und Politikern wurde ver-
einfacht und fand umfassender statt als je zu-
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1 Nachstehend wird aus Gründen der Lesbarkeit auf
die Verwendung von sprachlichen Bezeichnungen für
beide Geschlechter verzichtet. Ausdrücklich gelten
entsprechende Begriffe für beide Geschlechter.
2 Vgl. Anna Engelke, Guckt euch diese Schlangen an,
in: tagesschau.de vom 5. 11. 2008, www.tagesschau.de/
ausland/uswahl450.html (5. 9. 2009).
3 Vgl. Eva Johanna Schweitzer, Professionalisierung
im Online-Wahlkampf?, in: Christina Holtz-Bacha
(Hrsg.), Die Massenmedien im Wahlkampf. Die Bun-
destagswahl 2005, Wiesbaden 2006, S. 183–212.
4 Vgl. Marco Althaus, Europas neuer Wahlkampfstil,
in: ders./Vito Cecere (Hrsg.), Kampagne! Bd. 2: Neue
Strategien für Wahlkampf, PR und Lobbying, Münster
2002, S. 14–49.
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vor. 5 Zusätzlich war der Onlinewahlkampf
2009 geprägt vom Phänomen der Piratenpartei
und einer umfassenden netzpolitischen De-
batte.

Webwahlkampf auf allen Kanälen

Von den politischen Akteuren wurde für alle
sechs Landtagswahlen, die Europawahl und
besonders eifrig für die Bundestagswahl im
Netz geworben. Die ebenfalls 2009 stattfin-
denden Kommunalwahlen in acht Bundeslän-
dern spielten online allenfalls eine unterge-
ordnete Rolle. Vorreiter im Internetwahl-
kampf war der Spitzenkandidat der SPD zur
Landtagswahl in Hessen, Thorsten Schäfer-
Gümbel. Er suchte den Kontakt zum Wähler
über soziale Netzwerke und initiierte als Ers-
ter den Videodialog über YouTube. Nachdem
er die erste Videobotschaft abrufbar gemacht
hatte, erreichten ihn nach eigener Aussage
mehr als 1000 Anfragen zu verschiedenen
Themen. 6 Auch wenn nicht jede Frage ein-
zeln beantwortet werden konnte, stellte Schä-
fer-Gümbel Videostatements ins Netz, die
verdeutlichten, dass die Anliegen den Adres-
saten erreicht hatten. Das Format: Schäfer-
Gümbel vor einem Bücherregal, die Kamera-
führung: eine meist wackelige Handkamera
und die Umsetzung: im Stile eines Amateur-
videos ohne Schnitte, verhinderten es, dass
der Eindruck entstand, einer inszenierten Po-
litikeransprache ausgesetzt zu sein. Mögli-
cherweise wurden die Beiträge bewusst so ge-
staltet, damit sie glaubwürdig und authen-
tisch wirkten. „TSG“, wie der hessische
Spitzenkandidat abgekürzt wurde, wagte mit
diesem Videodialog den Einstieg zum direk-
ten Kontakt zwischen Wählern und Politi-
kern über Internet-Videoportale.

Noch vor der vorgezogenen Neuwahl in
Hessen am 18. Januar 2009 begann der in
Bundestagswahljahren obligatorische Re-
launch der Parteienwebseiten. Als erste Par-
tei präsentierte die SPD das neue Design
ihres Portals. Ende Februar zog die CDU
mit dem Relaunch ihrer Webseite nach, und
auch die Grünen präsentierten zwei Monate

vor der Europawahl ihre neue Plattform.
Recht spät stellte als letzte große Partei die
FDP am 18. August 2009 ihr überarbeitetes
Portal vor.

Auffällig war parteiübergreifend die Einbin-
dung von Verweisen auf Soziale Netzwerke
und den Mikrobloggingdienst Twitter an pro-
minenter Stelle der Homepages. Grafiken und
Links lenkten die Aufmerksamkeit der User
auf Politiker- und Parteienprofile in MeinVZ
und im Facebook. Alle Parteien unterhielten
außerdem einen eigenen YouTube-Channel,
auf dem recht hoch frequentiert neue Videos
eingestellt wurden. Ausschließlich für das
Netz produzierte Inhalte wurden über das so-
genannte Web 2.0 verbreitet und vermarktet.

Eine herausragende Rolle im Onlinewahl-
kampf 2009 spielten Bewegtbilder. Dabei
ging es zum einen darum, die Reichweite der
viel besuchten Plattform YouTube zu nutzen.
Zum anderen bot sich den Parteien die prak-
tische Möglichkeit, ihre auf der Videoplatt-
form hochgeladenen Stücke auf Webseiten
und Blogs einzubinden und im Web über die
Sozialen Netzwerke an eine breite Anhän-
gerschaft und potentielle Multiplikatoren zu
richten. Auch die Fernsehwerbespots der
Parteien wurden auf diesem Weg in Umlauf
gebracht und waren abrufbar. Insbesondere
kleinere Parteien, die zusätzliche Sendezeiten
auf Privatsendern mit ihrem Wahlkampfbud-
get nicht abdecken konnten, erreichten so
ein zusätzliches Publikum. Wahlkämpfer in
Agenturen und Parteien bemühten sich
zudem, Formate mit Wiedererkennungswert
zu kreieren. Die Bandbreite reichte von ani-
mierten Erklärvideos der SPD zum Mindest-
lohn und von den Grünen zum Konzept für
eine Million neue Jobs über Videointerviews
auf dem als Internetfernsehen bezeichneten
YouTube-Channel CDU-TV bis hin zu poli-
tischer Laienschauspielerei durch die FDP-
Abgeordneten „Fricke & Solms“. Themen-
spezifische Videostatements durch Spitzen-
politiker der Linken sowie Mitschnitte hitzi-
ger Redebeiträge im Bundestag komplettier-
ten eine insgesamt bunte Mischung diverser
Bewegtbildangebote.

Doch muss festgestellt werden, dass nur
wenige der teilweise aufwändig produzierten
Inhalte in nennenswerter Zahl angeschaut
wurden. Optimistisch geschätzt wurde jedes
Video im Schnitt maximal 3000 Mal abgeru-

5 Vgl. Hagen Albers, Wahlkämpfe im digitalen Zeit-
alter. Eine explorative Studie zum Wandel der Inter-
netwahlkämpfe bei den Bundestagswahlen 2002, 2005
und 2008, Stuttgart 2009.
6 Vgl. www.youtube.com/watch?v=ZBT6SlZr4wM
&feature=related (23. 10. 2008).
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fen. Einige Produktionen können jedoch als
Erfolge verbucht werden: Hierzu gehört das
Erklärvideo der SPD zum „Deutschland-
plan“, eine Animation der Grünen beruhend
auf „Szenen einer Ehe“ von Loriot, sowie
der Kommentar von Arnold Schwarzenegger
auf der CeBIT 2009 über die Kanzlerin auf
CDU-TV und ein Spot der Jungen Liberalen
mit dem Titel „Die reine Wahrheit“. Alle
diese Videos erreichten bis zum Wahltermin
mehr als 50 000 Nutzer. Vor diesem Hinter-
grund muss der Mehrwert vieler anderer,
kaum beachteter Videobeiträge kritisch be-
fragt werden.

Erwähnenswert unter den wenigen viralen,
eigens für das Internet produzierten Videos,
die vermutlich von Parteien verbreitet wur-
den, war nur ein einziges. Wären nicht juris-
tische Probleme aufgrund des Urheberrechts
aufgetreten, wäre das Video mit dem Titel
„Hey, was geht ab?! Wir holen die Kanzler-
schaft“ wohl ein echter Erfolg geworden.
Grundlage bildete ein Hit des Berliner
Party-Rap-Duos „Atzen Musik“ mit dem
Titel „Das geht ab“. Nach nur sechs Tagen
hatten mehr als 60 000 Personen den
„Remix“ gesehen. Spekuliert wird, dass der
Song aus der SPD-Wahlkampfzentrale im
Willy-Brandt-Haus stammt, obwohl man
sich dort von dem Clip distanzierte: Man
finde ihn zwar sehr gelungen, habe aber
nichts damit zu tun. 7

Politiker und Parteien im „Social Web“

Erfolge der Parteien und Politiker in unter-
schiedlichen Sozialen Netzwerken und bei
Twitter wurden überwiegend anhand aggre-
gierter Unterstützerzahlen gemessen und be-
wertet. Zu Beginn der Wahlkampfplanungen
konzentrierten sich die Parteien auf Facebook
als zentrales Netzwerk, da hier die Sichtbar-
keit von Kommunikationsinteraktionen am
deutlichsten wird. Erst als bekannt wurde,
dass auch in den VZ-Netzwerken die politi-
sche Wähleransprache ermöglicht und geför-
dert werden sollte, bezogen die Kampagnen-
planer dortige Präsenzen in ihre Strategien
ein. Ab dem 18. Mai 2009 waren den Nutzern
Politikerprofile zugänglich, und das Netz-
werk rüstete stetig nach. Der Einrichtung

einer über den Wahlkampf informierenden
Wahlzentrale folgten Umfragen und eine
Landkarte, auf der alle Direktkandidaten in
ihren Wahlkreisen abgebildet wurden. 8

Mehrere tausend Nutzer im StudiVZ/
MeinVZ bekannten sich auf den Profilen der
etablierten Parteien als deren Sympathisanten.
Ab Juli war jedoch eine unbekannte Partei
deutlich erfolgreicher im Netz: Der Piraten-
partei Deutschland gelang ein Blitzstart mit
Verspätung, als ihr Ende Juni auf drängende
Nachfrage ein Parteienprofil im VZ einge-
räumt wurde. In nur wenigen Tagen zog sie an
allen Mitbewerbern vorbei. Bis zum Wahltag
sympathisierten über 76 000 potentielle Wäh-
ler in beiden Netzwerken mit den Piraten.
Ähnlich, jedoch mit geringeren Unterstützer-
zahlen, spiegelte sich diese Entwicklung auch
bei Facebook wider. Hier richteten die Parteien
ebenfalls unterschiedliche Profilseiten ein und
kommunizierten mit den im Netzwerk vertre-
tenen Wählern.

Über die Netzwerke kam es zu Momenten
intensiver wechselseitiger Kommunikation
zwischen Politikern und Wählern. Für das Ko-
operationsprojekt von ZDF, Zeit Online und
MeinVZ, „Erst Fragen, dann wählen“, wurden
Fragen der Netzwerkmitglieder gesammelt,
um damit die Spitzenpolitiker aller Parteien zu
konfrontieren. Die Stellungnahmen wurden
moderiert und live über Internet und Fernse-
hen ausgestrahlt. Gleichzeitig konnten die
Nutzer über die Glaubwürdigkeit der Politi-
ker abstimmen. Auch die Videoplattform My-
Video hatte politisch hochkarätige Gäste gela-
den und ließ Besucher der Webseite via Chat
partizipieren. Unter anderen beantworteten
Guido Westerwelle, Jürgen Trittin und Frank-
Walter Steinmeier die Fragen über einen Vi-
deostream – live und ausschließlich im Netz.

Ähnlich, wie sich im Wahlkampf 2005 di-
verse politische Akteure der Weblogs zur
Kommunikation mit den Bürgern annahmen,
nutzten 2009 stetig mehr Politiker den Mikro-
bloggingdienst Twitter. Maximal 140 Zeichen
lange Tweets können mit internetfähigen
Handys oder direkt über das Web an alle Fol-
lowers (Beitragsabonnenten) gesendet werden.

7 Vgl. SPD-nahes YouTube-Video gibt Rätsel auf, in:
Netzeitung vom 4. 9. 2009, www.netzeitung.de/polit
ik/deutschland/1453359.html (14. 10. 2009).

8 Vgl. Dirk Hensen, Wem gebe ich meine Erst-
stimme?, in: Presseportal vom 2. 9. 2009,
www.presseportal.de/pm/62589/1468180/vz_netzwerke
(14. 10. 2009).

35APuZ 51/2009



Zur Dialogkommunikation bzw. zum Aus-
tausch von Standpunkten eignet sich Twitter
jedoch kaum. Anstelle von Diskussionen dient
dieses noch junge Netzwerk eher dazu, auf im
Web abrufbare Inhalte aufmerksam zu machen
oder über aktuelle Erlebnisse und Termine zu
informieren. Ähnlich den Unterstützerzahlen
im Facebook bewegten sich die Follower-Zah-
len bei Twitter im Bereich mehrerer Tausend.
Alle etablierten Parteien aggregierten Follo-
wers, wurden in der Summe jedoch erneut von
der Piratenpartei abgehängt.

Parallel wurde der Onlinewahlkampf von
diversen Analysetools und Portalen begleitet,
die ein Abbild politischer Aktivitäten im
Netz einfingen. Plattformen wie „Wahl.de“,
„Wahlradar“ oder der „Wahl im Web Moni-
tor“ machten Informationen abrufbar, die
verdeutlichten, welche politische Partei und
welcher Politiker wo im Netz aktiv war.
Auch die Vernetzung von Parteien mit Blogs
oder anderen politischen Akteuren über di-
rekte Verlinkungen ihrer Homepages wurden
grafisch dargestellt. Bereitsteller der Informa-
tionen waren zumeist Werbeagenturen, die
ihre Möglichkeiten im Bereich des Monito-
ring hervorhoben. Leider vermochte niemand
die Qualität der Kommunikation über das In-
ternet zu messen. Lediglich quantitative Ver-
änderungen bei Unterstützerzahlen oder der
Anzahl von gesendeten Nachrichten wurden
abgebildet und dienten als Grundlage für die
Analyse und Bewertung des Onlinewahl-
kampfs. Neue technische Errungenschaften
wirken sich somit nicht nur auf die Wahl-
kampfführung selbst aus, sondern liefern
auch Möglichkeiten zur Beobachtung und
Prüfung neuer Kommunikationskanäle.

Piratenpartei entert das Netz

Die 2006 gegründete Piratenpartei Deutsch-
land entwickelte sich im Laufe des Wahljah-
res zu einer echten Größe im Netz. Auch die
Anzahl der Parteimitglieder stieg sprunghaft
an: Innerhalb weniger Monate entschlossen
sich mehrere Tausend Personen zum Partei-
beitritt, sodass die Zahl auf über 10 000 kurz
vor der Bundestagswahl anwuchs.

Zurückführen lässt sich diese Entwicklung
vor allem auf das von der Bundesfamilienmini-
sterin Ursula von der Leyen (CDU) in Zusam-
menarbeit mit dem Bundeskriminalamt (BKA)

initiierte „Gesetz zur Erschwerung des Zu-
gangs zu kinderpornographischen Inhalten in
Kommunikationsnetzen“. Die Neuregelung
sieht vor, dass Internetdienstleister entspre-
chend eines Sperrindex’ des BKA den Zugang
zu indizierten Webseiten verweigern, sofern
diese nicht gelöscht werden können. Statt des
Zugriffs soll die Weiterleitung auf ein vom
BKA gestaltetes Stoppschild im Netz erfolgen.
Bürgerrechtler und Datenschützer befürchten
die Ausweitung des Verfahrens auf andere In-
halte im Web und sehen in der Verordnung
letztlich einen Verstoß gegen Artikel 5 des
Grundgesetzes, in dem es heißt: „Eine Zensur
findet nicht statt.“ Darüber hinaus, so Kritiker,
ließen sich die Sperren von erfahrenen Nutzern
leicht umgehen, und anstatt kinderpornogra-
phische Inhalte zu löschen, schaue man ledig-
lich weg. Dennoch wurde mit den Stimmen der
großen Koalition aus SPD und CDU der auch
als „Zugangserschwerungsgesetz“ bezeichnete
Erlass verabschiedet.

Die etablierten Parteien versäumten es, die
notwendige Debatte über die Wirksamkeit
des Gesetzes zu führen, und ignorierten den
sich formierenden Widerstand in der Bevöl-
kerung. Bereits kurz nachdem am 17. April
2009 die Bundesregierung und fünf große
Internetprovider die Verträge zur „Er-
schwerung des Zugangs zu kinderpornografi-
schen Inhalten im Internet“ unterzeichnet
hatten, wurde beim Bundestag eine Online-
petition gegen Netzsperren eingereicht. Ab
dem 4. Mai war die Mitzeichnung möglich,
und in nur vier Tagen unterzeichneten mehr
als 50 000 Unterstützer den Antrag online.
Die für eine Anhörung erforderliche Unter-
zeichnerzahl war erreicht; letztlich stützten
insgesamt 130 000 Personen die Petition. 9

Zusätzliche Aufmerksamkeit für die Pira-
tenpartei generierte der langjährige SPD-Bun-
destagsabgeordnete Jörg Tauss. Kurz nach der
Bundestagsentscheidung über das Zugangser-
schwerungsgesetz begründete er seinen Par-
teiaustritt mit dem Abstimmungsverhalten
der SPD. Zugleich gab er seinen Beitritt zur
Piratenpartei bekannt. Bereits im März 2009
hatte Tauss Aufmerksamkeit erregt, da seine
politische Immunität aufgrund des Verdachts

9 Vgl. Kai Biermann, Kritiker der Netzsperre wenden
sich von Politik ab, in: Zeit Online vom 18. 6. 2009,
www.zeit.de/online/2009/25/netzsperren-gegner-ver
drossenheit (20. 7. 2009).
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des Besitzes von kinderpornographischem
Material aufgehoben wurde. Gegenwärtig
muss sich der ehemalige SPD-Politiker gegen
den Vorwurf vor dem Landgericht Karlsruhe
verantworten. Der stellvertretende Vorsitzen-
de der Piratenpartei, Jens Seipenbusch, stellte
klar, dass auch im Fall Tauss die Unschulds-
vermutung gelte, kündigte aber im Falle einer
Verurteilung den Parteiausschluss an.

Die Abstimmung über das Gesetz schadete
Sozial- und Christdemokraten. Aufgrund der
Missachtung seiner Empfehlung ließ der
SPD-Onlinebeirat seit dem Beschluss bis auf
Weiteres die Arbeit ruhen. Weder SPD noch
CDU erhielten von der Netzgemeinde im
weiteren Verlauf des Wahlkampfs Zuspruch.
Im Gegenteil: Die Entscheidung zur Schaf-
fung von Netzsperren sorgte für das weitere
Erstarken der Piratenpartei, die ab Juli 2009
die Onlineplattformen und Mikroblogging-
dienste dominierte. Die Webcommunity beti-
telte von der Leyen schließlich als „Zensursu-
la“. Letztlich ist die Piratenpartei und ihre
Entstehung ein Netzphänomen ohne glei-
chen. Auf Akteurs- wie auf der Mobilisie-
rungsebene ist sie die große Ausnahmeer-
scheinung im Onlinewahlkampf 2009.

Überparteiliche Wählermobilisierung

Diverse Wählermobilisierungskampagnen
wurden nicht nur offline, sondern auch über
das Internet lanciert. Die Politplattform „po-
litik-digital“ initiierte nach amerikanischem
Vorbild und unter dem Titel: „Geh nicht hin“
ein Webvideo, bestehend aus Testimonials
von Prominenten aus Funk und Fernsehen.
Während die Stars im ersten Film konstatie-
ren, nicht an der Wahl teilnehmen zu wollen,
bekennen sie sich im wenige Tage später ver-
öffentlichtem Clip als Wähler. Abgeschaut
hatten das die Verantwortlichen von einer
Mobilisierungsinitiative zum amerikanischen
Präsidentschaftswahlkampf 2008, in dem
zahlreiche Berühmtheiten aus Hollywood die
Bedeutung der Teilnahme am Urnengang ver-
deutlichen.

Auch die Bundeszentrale für politische Bil-
dung setzte auf ihrer Webseite auf Prominenz.
„Promilockrufe“ und Videobotschaften for-
derten zur Stimmabgabe auf. Große Resonanz
bekam wie bei vergangenen Bundestags-,
Landtags- und Europawahlen erneut der

Wahl-O-Mat. Hier konnten die Besucher der
Seite ihre Ansichten anhand von 38 Thesen mit
den Standpunkten von 24 zur Wahl zugelasse-
nen Parteien vergleichen. Insgesamt wurde der
Wahl-O-Mat mehr als 6,7 Millionen Mal ge-
spielt. Das waren rund 1,5 Millionen Nutzun-
gen mehr als noch zur Bundestagswahl 2005. 10

Insbesondere Jung- und Erstwählern wurde
auf diesem Wege Politik näher gebracht.

Die vom Verein „Netzdemokraten e. V.“
lange im Vorfeld des Wahltermins eingerichte-
te „Wechselwähler WG“ hatte ebenfalls zum
Ziel, Politik vor allem für junge Menschen er-
fahrbar zu machen. Mit Unterstützung durch
Medienpartner wurden sechs wahlwillige, je-
doch noch unentschlossene Kandidaten ausge-
wählt, die in einer virtuellen WG bis zum
Wahltermin ihre Gedanken und Ansichten dis-
kutierten. Beobachter der Berichte und der vi-
deodokumentarisch dargestellten Beiträge
konnten die Anregungen nutzen, sich über die
eigene Wahlentscheidung klar zu werden. Die
WG-Bewohner trafen sich mit Politikern aller
großen Parteien zu Diskussionen im studenti-
schen Ambiente. Als zentrales Portal infor-
mierte „wechsel-waehler.de“ über die Ent-
scheidungsfindung.

Nicht nur Organisationen und Vereine in-
itiierten Mobilisierungskampagnen. In selte-
nen Fällen fanden auch parteilose Aktivisten
über das Internet zueinander und trafen sich
zu politisch motivierten Handlungen außer-
halb des Webs. Beispielhaft hierfür ist die
Versammlung zu einem Flashmob – einer
scheinbar spontanen Versammlung auf einem
öffentlichen Platz – bei Angela Merkels Be-
such auf dem Hamburger Gänsemarkt. Als
eine größere Gruppe plötzlich begann, die
Rede der Bundeskanzlerin im Minutentakt
lauthals mit den Rufen „Und alle so:
Yeaahh!“ zu kommentieren, stifteten sie bei
anderen Zuhöreren zunächst Verwirrung.
Während einige Teilnehmer ihre Stimme
gegen den vermeintlich inhaltsleeren Wahl-
kampf der CDU erhoben, machten sich ande-
re lediglich einen Spaß daraus, Aufmerksam-
keit zu erregen. 11

10 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung, Inter-
aktives Wahltool Wahl-O-Mat, www.bpb.de/metho
dik/XQJYR3,0 (10. 10. 2009).
11 Vgl. Ole Reißmann, Flashmob trifft Kanzlerin, in:
Spiegel-Online vom 18. 9. 2009, www.spiegel.de/netz
welt/web/0,1518,650004,00.html (26. 9. 2009).
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Anstoß der Aktion war die Verhöhnung
eines Wahlplakats der Kanzlerin in Hamburg.
Der Claim des CDU-Plakats lautete: „Die
Kanzlerin kommt“; er wurde in schwarzen
Lettern von einem Unbekannten ironisch mit
den Worten „Und alle so: Yeaahh“ kommen-
tiert. Ein Foto dieses Plakats fand wenig spä-
ter in Weblogs und Sozialen Netzwerken Ge-
fallen bei den Nutzern und wurde über das
Internet verbreitet. Auf dem Blog „Spree-
blick.com“ wurde schließlich der Flashmob
in Hamburg angeregt, und auf dem Gänse-
markt fanden sich am Abend des Auftritts
mehrere Aktivisten zusammen. Andere je-
weils vor Ort zusammengerufene Flashmobs
begleiteten Veranstaltungen der Kanzlerin in
Wuppertal und Mainz sowie die Abschluss-
kundgebung in Berlin. Der Protest, der sich
ursprünglich im Netz gebildet hatte, wurde
somit „offline“ hinausgetragen auf die Straße.

Direkte Kommunikation
und Bürgerpartizipation

Erwartungen an eine Professionalisierung der
Internetauftritte der Parteien wurden im
Wahljahr 2009 weitestgehend erfüllt. Ge-
wohnte Wahlkampfinstrumente wurden stan-
dardmäßig eingesetzt. Neu waren die Mobili-
sierungskampagnen über die Instrumente des
Web 2.0. Es gelang den Parteien, über interne
und externe Netzwerke mit vielen Unterstüt-
zern zu kommunizieren und stetig mehr Sym-
pathisanten für sich zu gewinnen. Letztlich
muss jedoch konstatiert werden, dass das Po-
tential nicht ausgeschöpft wurde. In diesem
Zusammenhang spielt sicher eine Rolle, dass
die CDU unter Merkel einen polarisierenden
Wahlkampf weitestgehend vermied.

Technologische Innovationen stellten die
große Herausforderung für die Parteien im
Wahljahr dar. Denn der Einstieg in die Online-
netzwerke bedeutete zugleich, die dortigen
Kommunikationsmechanismen zu adaptieren.
Alle großen Parteien mussten auf private Nach-
richten durch die User im Facebook und
MeinVZ reagieren. Letztlich öffneten sie sich
über die neuen Kanäle der wechselseitigen und
direkten Kommunikation. Aufforderungen
zum Mitmachen bei parteieigenen Unterstüt-
zeraktionen verliefen hingegen ausschließlich in
Form der top-down-Kommunikation. Auch
Twitter blieb in den meisten Fällen ein Instru-
ment der top-down- und one-to-many-Kom-

munikation. Politiker aus allen Parteien twitter-
ten, sammelten Followers und sendeten Nach-
richten an ihre persönlichen Netzwerke. Bei
der Dialogkommunikation setzen vor allem die
Grünen neue Maßstäbe mit einer Aktion na-
mens „3-Tage-wach“. Die am Donnerstag vor
den Europawahlen gestartete Aktion erlaubte
es den Besuchern von „gruene.de“, Fragen zu
grüner Politik zu stellen. 12 Rund um die Uhr
waren über einen Livestream Freiwillige vor
Rechnern zu beobachten, die fleißig die Fragen
der interessierten Nutzer beantworteten. Auch
72 Stunden vor dem Schließen der Wahllokale
bei der Bundestagswahl waren die Grünen
noch für Anfragen verfügbar und beantworte-
ten auf diesem Weg nach eigenen Angaben rund
12 000 Fragen. 13

Bewertung

Im Vergleich zu vorherigen Wahlkämpfen hat
sich der deutsche Onlinewahlkampf im Wahl-
jahr 2009 modernisiert und professionalisiert.
Teilerfolge im Umgang mit in- und externen
Netzwerken, mit Twitter und den Videopor-
talen unterstreichen dies. Zwar war das Inter-
net nicht wahlentscheidend, jedoch spielt es
zu Informations-, Interaktions- und Mobili-
sierungszwecken auch für deutsche politische
Akteure eine immer bedeutendere Rolle. Ten-
denzen des Medienverhaltens in und außer-
halb Deutschlands lassen darauf schließen,
dass das Web eines Tages den traditionellen
Medien den Rang ablaufen wird.

Spannend ist die Frage, wie die Parteien nun
mit den neuen Instrumenten umgehen. Sollten
Präsenzen in Sozialen Netzwerken nicht weiter
gepflegt werden, Twitterkanäle brach liegen
und Videokanäle nicht mit neuem Bildmaterial
gefüttert werden, wird es bei kommenden Wah-
len schwieriger, mit den Bürgern glaubhaft über
das Internet zu kommunizieren. Schon die
kommenden Monate können entscheidend
dafür sein, welchem Akteur es bei der nächsten
Wahl am ehesten gelingen wird, Multiplikato-
ren und Unterstützer zu gewinnen.

12 Vgl. Lorina Buhr, Drei Tage wach für Unent-
schlossene, in: Politik-Digital vom 24. 9. 2009, http://
politik-digital.de/drei-tage-wach-fuer-unentschlossene
-waehler (3. 10. 2009)
13 Angaben der Bundesgeschäftsführerin von Bündnis
90/Die Grünen, Steffi Lemke über den Mikro-
bloggingdienst Twitter am 27. 9. 2009 um 16:54 Uhr,
http://twitter.com/Steffilemke (15. 10. 2009).
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Tissy Bruns
3-5 Mehr Optionen, gesunkene Erwartungen

Die Bundestagswahl 2009 zeigt eine allgemeine Entkoppelung der politischen
Sphäre von der Gesellschaft an. Fünf Parteien, mehr Optionen – aber gesunkene
Erwartungen und schwindende Partizipation, das ist der gemeinsame Nenner.

Peter Lösche
6-12 Ende der Volksparteien

Gesellschaftliche, wirtschaftliche und politische, also strukturelle Gründe haben
zum Ende der Volksparteien geführt. Die sozialmoralischen Milieus, auf denen sie
einst basierten, erodieren. Ein ganz neuer Parteitypus ist dabei, sich zu entfalten.

Matthias Jung · Yvonne Schroth · Andrea Wolf
12-19 Regierungswechsel ohne Wechselstimmung

Für viele unerwartet haben es Union und FDP auch im Fünfparteiensystem ge-
schafft, eine Mehrheit für eine Zweierkoalition zu erreichen. Anders als 2005 ge-
lang es der Union, sich stärker in der politischen Mitte zu positionieren.

Frank Decker
20-26 Koalitionsaussagen und Koalitionsbildung

Der klare Sieg der Wunschkoalition von Union und FDP kann nicht darüber
hinwegtäuschen, dass das Regieren künftig schwieriger wird. Verlauf und Ergeb-
nis der Koalitionsverhandlungen haben einen Vorgeschmack darauf gegeben.

Axel Murswieck
26-32 Angela Merkel als Regierungschefin und als Kanzlerkandidatin

Das institutionelle Gefüge ermöglicht Experimente in politischer Führung. Wahr-
scheinlich ist, dass das Experiment Merkel zu Ende geht und die politischen Füh-
rungsqualitäten der Kanzlerin jetzt ihre Bewährungsprobe zu bestehen haben.

Hagen Albers
33-38 Onlinewahlkampf 2009

Technologische Entwicklungen haben Auswirkungen auf die Wähleransprache
und stellen Parteien vor neue Herausforderungen. Der Onlinewahlkampf 2009
war die erste Bestandsaufnahme deutscher Politiker im „Social Web“.


